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1. Die Beklagte wird verurteilt, an die Klagepartei 18.744,40 € nebstZinsen hieraus in Höhe

von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 28.09.2019 zu zahlen, Zug um

' Zug gegen Rückgabe und Übereignung des Fahrzeugs VW Passat mit der Fahrzeugidenti-

fikationsnummer

Die Beklaote wi rd weiter verurteilt, an die Klagepa rtei die Kosten der außergerichtlichen
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Rechtsverfolgung in Höhe von 1.100,51 € nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über
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dem Basiszinssatz seit 28.09.2019 zu zahlen,

lm übrigen wird die Klage abgewiesen

Von den Kosten des Rechtsstreits haben die Klägeri n 13 % und die Beklagte 87 a/o zu lra'
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5.

gen.

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar, für die Klägerin jedoch nur gegen $icherheitsleistung

in Höhe von 110 % des zu vollstreckenden Betrags. Die Klägerin kann die Vollstreckung

der Beklagten durch Sicherheitsleistung in Höhe von 110 7o des aufgrund des Urteilsvoll-

streckbaren Betrags abwenden, wenn nicht die Beklagte vor der Vollstreckung Sicherheit

in Höhe von 1 10 % des zu vollstreckenden Betrags leistet.

Besch I uss

Der Streitwert wird aui21.624,00 € festgesetzt.

Tatbestand

Die Parteien streiten um Schadensersatzansprüche im Zusammenhang mit dem sog, ,,VW-Ab-

gasskandal".

Die Klägerin erwarb am 27.A9.2014 einen gerauchten VW Passat zum Preis von 27 .48A, * € (An-

lage K 1), ein Pkw, der von der Beklagten entwickelt, produziert und in Verkehr gebracht worden

ist. Der km-Stand bei Erwerb betrug 23.300 km

iler in elem Fahrzerrg verbaute Dieselmotor des Typs FA 189 verfügt über eine Software, die

Stickoxidwerte (NOx) im Prüfstandlauf optimiert (sog. Umschaltlogik). Sie erkennt, wenn das

Fahrzeug den ,,Neuen Europäischen Fahrzyklus" (NEFZ) durchfährt und schaltet das regulär im

Betriebsmodus 0 (Straßenbetrieb) betriebene Fahrzeug dann in den Betriebsmodus 1, in dem der

Ausstoß von Stickoxiden dadurch verringert wird, dass mehr Abgas über die Abgasrückführung in

den Ansaugtrakt des Motors zurückgeführ1 wird.

Dadurch werden auf dem Prüfstand geringere Stickoxidwerte (NOx) erzielt und es konnten im

Testzyklus die nach der Euro-5-Abgasnorm (Verordnung (EG) 715/2007 vom 20.06,2007)vorge-

gebenen Werte eingehalten werden - was im Betriebsmodus 0 nicht möglich gewesen wäre.

I
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Das Fahrzeug erhielt folglich auch die EG'Typengenehmigung und wurde von der Beklagten seit-

dem massenhaft in den Verkehr gebracht.

Wer auf $eiten der Beklagten hierüber informiert war, ist zwischen den Parteien streitig'

lm Jähre 201b erließ das Kraftfahrtbunclesamt (im Fotgenden: KBA)einen - inzwischen bestands-

kräftigen - Böscheid, wonach es feststellte, dass es sich bei der geschilderten Software um eine

unzulässige Abschalteinrichtung im Sinne von Art.5 Abs.2 S' 1 VO (EG) 71512007 i'V'm'Art' 3

Nr. 10 VO (EG) 7ßßAT handele und in dem es den Rückruf der Fahrzeuge anordnete, die in ei-

nen Zustand zu bringen sind, der den öffentlich-rechtlichen Normen entspricht' Seitens der Be-

klagten wurde - in Abstimmung mit dem KBA - eine technische Überarbeitung mittels Soft-

ware-Update angeboten, welches die Klägerin hat aufspielen lassen. Funktionsweise, Kosten und

Auswirkungen des Software-Updates sind zwischen den Parteien streitig.

Das Fahrzeug durfte seit Anordnung des Rückrufs weiter im Straßenverkehr genutzt werden und

wurde von der Klägerin auch genutzt. Zuletzt betrug der km-Stand 87.960 km.

Mit Schreiben vom 13.09.2019 (Anlage K 5)forderte die - rechtsanwaltlich veftretene - Klägerin

die Beklagte auf, ihr den Kaufpreis unter Anrechnung von Nutzungen Zug-um-Zug gegen Überga-

be des Fahrzeugs zu zahlen und verlangte zudem Zinsen in Höhe von 4 o/o aus dem Kaufpreis

seit Kaufvertragsschluss.

Die Klägerin stützt ihre Klage u.a. auf Ansprüche nach $$ 826, 31 BGB und $$ 823 Abs' 2, 31

BGB i.V.m. $ 263 SIGB.

Sie ist der Meinung, bei der sog. Umschaltlogik handele es sich um eine unzulässige Abschaltein-

richtung im $inne von Art. 5 Abs, 2 S, 1 VO (EG) 715/2007 i.V.m. Art.3 Nr, 10 VO (EG) 715/2007.

Die Beklagte habe - auch auf Vorstandsebene - Kenntnis über die Manipulationssöftware geltabt.

Die Klägerin ist der Meinung, dass die erteilte Typengenehmigung von Anfang an und auch nach

Aufspielen des Updates unwirksam sei - das Fahrzeug befinde sich weiterhin in einem nicht zu-

lassungsfähigen Zustand, so dass das Risiko bestehe, dass das Fahrzeug mangels Genehmi-

gung stillgelegt werde.

lnsbesondere über das Bestehen der Typengenehmigung, aber auch über andere Punkte, wie die

Schadstoffwerte sei von der Beklagten getäuscht worden. ln Kenntnis der gesamten Thematik

hätte sie das streitgegenständliche Fahrzeug nicht erworben.
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Zudem führe das update zu negativen Auswirkungen auf das Fahrzeug' insbesondere zu Leis-

tungseinbußen.

sie meini Nutzungen seien aus einer Gesamflaufleistung von 300,000 km anzurechnen' jedoch

stüncibn ihr Zinsen aus dem Kaufpreis seit Kaufvertragsschluss zu

Die Klägerin beantragt zulelü:

Die Beklagte hat an die Klägerin 21,624,A0 EUR nebst Zinsen in Höhe von 5 %'Punkten über dem

jeweiligen Basiszinssatz aus 27.480,00 EUR^seit 09'10'2014 zu bezahlen Zug um Zug gegen

Rückgabe des PKW VW Fassat Allrad, Fahrgestell-Nr' \

Es wird festgestellt, dass die Beklagte sich mit der Annahme des in Tifler l gbnannten Fahrzeugs

in Verzug befindet, uhd zwar seit 2B'09'2019'

J,

Die Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin die vorgerichtlichen anwaltlichen Kosten in Höhe von

1.171,67 € nebst hieraus Zinsen zu 5 %-Punkten überdem jeweiligen Basiszinssatz seit 28' 9'

2019 zu bezahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen'

Die Beklagte meint, der sachvortrag der Klägerin zur Kenntnis der Beklagten sei unsubstantiiert'

Nach jetzigen Ermittlungsstand habe im maßgeblichen Zeitpunkt des Kaufvertragsschlusses der

damalige Vorstand keine Kenntnis von der Programmierung bzw' der Venruendung der Umschalt-

logik gehabt. Die erteilte Typengenehmigung sei wirksam und das Fahrzeug weiterhin technisch

sicher und uneingeschränkt gebrauchstauglich.

Sowohl mangels Einbindung der Beklagten in den Verkaufsvorgang als auch ansonsten seien

keinerlei Täuschungen durch die Beklagte erfolgt, insbesondsre nicht bzgl. der Typengenehmi-

2
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gung, der Nutzbarkeit des Fahrzeugs oder der Schadstoffwerte'

Das Update führe nicht zu verringerter Lebensdauer des Fahrzeugs' Entsprechendes habe auch

das KBA in seiner Freigabebestätigung bestätigt'

Die Marktwerte der betroffenen Fahrzeuge seien stabil. Lediglich aufgrund der - von dem Abgas-

skandal unabhängigen - Thematik etwaiger Dieselfahrverbote habe sich die Nachfrage zu Benzi-

nern hin verschoben'

Bezüglich der Anrechnung Von Nutzungen sei von einer Gesamtlaufleistung im Bereich zwischen

200.000 und 250.000 km auszugehen.

Die Beklagte ist der Ansicht, es fehle an einem kausalen Schaden und an einer sittenwidrigen

Handlung bzw, dem Schädigungsvorsatz der Beklagten. Zudem wird die Einrede der Verjährung

erhoben, da die Beklagte davon ausgeht, das eine schlüssige Klage bereits im Jahre 2015 hätte

erhoben werden können. Eine Hemmung der.Verjährung sei durch die Anmeldung zurMuster-

feststellungsklage und die spätere Abmeldung nicht eingetreten, da das Verhalten der Klägerin in-

soweit als rechtsmißbräuchlich zu bewerten sei.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachvortrags der Parteien wird auf die gewechselten

Sihriftsätze nebst Anlagen, das Protokoll der mündlichen Verhandlung vom 04.02'2020 und den

sonstigen Akteninhalt Bezug genommen.

Entscheid ungsgründe

Die zulässige Klage hal im wesentlichen Erfolg.

A,

Die Klage ist zulässig.

Die örtliche Zuständigkeit des Landgerichts Bamberg folgt aus $ 32 ZPO.

Die Klägerin begehrt Schadensersatz gestützt auf deliktische Normen, wobei zum zuständig-

keitsbegrrindenden Begehungsort im Sinne von g 32 ZPO auch der Ort gehört, wo der schädi-

gende Erfolg eingetreten ist, wenn der Schaden Tatbestandsmerkmal der Anspruchsnorm ist
(vgl' etwa Zöller - schuttzky, 33. Auft.201s, s 32 Rn. 19). Dies ist jedenfalls bei$ 826 BGB -auf
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den sich die Klägerin berufen hat - der Fatl'

Der schädigende Erfolg ist dabei hier am Wohnsitz der Klägerin eingetreten (vgl' BeckOK - ZPA I

Touissant, 24. Edition, $ 32 Rn. 12.1) - mithin im Bezirk des Landgerichts Bamberg'

B.

Die Klage ist überwiegend begründet

Der Klägerin stehen gegen die Beklagte Ansprüche auf Schadensersatz in Höhe von 18'744,40 €

Zug um Zug gegen Ubergabe und übereignung des streitgegenständlichen Fahzeugs sowie auf

Zahlung von Zinsen jeweils Zug um Zug gegen Übergabe und Übereignung des streitgegenständ-

lichen Fahrzeugs und Freistellung von (anteiligen) Rechtsanwaltskosten zu ($ 826 BGB).

Die Voraussetzungen dieser Norm - wonach derjenige, der durch ein als sittenwidrig zu qualifizie-

rendes, vorsätzliches Verhalten eines anderen einen $chaden erlitten hat, Anspruch auf Ersatz

dieses Schadens hat - liegen vor (so im Ergebnis - mit in Einzelheiten divergierenden Begründun-

gen - auch zwei aktuelle Hinweise von Oberlandesgerichten: OLG Oldenburg, Hinweis vom

19.06.2018 -2u9:1B;OLG Karlsruhe, Hinweis vom 06,07.2018 - 13U 17118: sowie eine Vielzahl

anderer aktueller landgerichtlicher Entscheidungen, etwa: LG Potsdam, Urteil vom 16'11,2018 - 6

A 462117;LG Heilbronn, Urteilvom 22.05.2018'6 O 35/18; LG Kiel, Urteilvom 18.05.2018 - nA
g71t1T', LG Hamburg, Urteilvom 18.05.20'lB - 308 O 308/17;LG Bonn, Urteilvom 07.03'20'18 - 19

A giztlTi LG Krefeld, Urteil vom 28.A2.2018 - 7 A ß1fi; LG Köln, Urteil vom 26.02.2018 - 19 O

ß9117; LG Duisburg, Urteilvom 19.02.2018 - 1 O 178117; LG Düsseldor-f, Urteilvom 09.02,2018 -

7 A Zi2i16; LG Stuttgart, Urteil vom 08.02.2018 - 19 O 68117; LG Wuppertal, Urteil vom

16.01,2018 -4O295117; LGArnsberg,Urteil vom12.01.2018-2A134117; LGBochum,Urteil

vom 29.12.2017 - 6 O 96/17; LG Essen, Urteil vom 19.10,2017 - 9 O 33/17; LG Bielefeld, Urteil

vom 16.10.2017 - 6 O 149/16; LG Mainz, Urteil vom 27.07.2017 - 4 CI 196116; LG Mönchenglad-

bach, Urteit vom 11.tJ/.2ü17 - I O 320/16; LG Lilneburg, Urteilvunr 29,06.2017 - 3 O 204110, die

in der Folge vielfach in Bezug genommen und zum Teil wörtlich zitiert werden).

lm Einzelnen

Der Klägerin ist durch den Em/erb des streitgegenständlichen Pkws ein Schaden im Sinne von $

826 BGB entstanden.

1
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Ein schaden im sinne von g 826 BGB ist nicht nur jede nachteilige Einwirkung auf die vermö-

genslage, in dem sinne, dass sich bei dent vorzunehmenden Vergleich der infolge des haftungs-

begründenden Ereignisses eingetretenen Vermögenslage mit derjenigen' die ohne ienes Ereignis

eingetreten wäre, ein rechnerisches Minus ergibt

Der schadensbegriff des $ 826 BGB ist vielmehr subjektbezogen, so dass bei wertender Be-

trachtung Vermögensminderungen oder nachteilige Einwirkungen auf die Vermögenslage um-

fasst sind, wie - bei Eingriff in die Dispositionsfreiheit - die Belastrrng mit einer ungewollten Ver-

pflichtung oder die Vermögensgefährdung durch Eingehung eines nachteiligen Geschäfts (BGH'

urteil vom 19.07.2004 - ll zR 402t02 = zitiert nach juris; BGH, Urteil vom 21' Dezember 2004 - vl

zR 306/03 = BGHZ 161,361 BGH, Urteil vom 28, Oktober 2014-VIZR 15/14=zitiertnach juris;

Münchener Kommentar zum BGB 1 Wagner, 7. Aufl., $ S26 Rn' 41ff')' Dabei ist bei dem Ab-

schluss von Verträgen unter Eingriff in die Dispositionsfreiheit mäßgeblich auf den Zeitpunkt des

Vertragsschlusses abzustellen, nicht auf die tatsächliche Realisierung eines Schadens zu einem

späteren Zeitpunkt (vgl. BGH, Urteil vom 13. Dezenrb er 2011 - Xl zR 51/10 = BGHZ 192' 90)'

Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze - denen das Gericht folgt - stellt bereits die Tatsache,

dass die Klägerin aufgrund des Verschweigens der Beklagten über den Einsatz der Umschaltlo-

gik bzw. der Motorsteuerungssoftware einen für sie ungewollten wirtschaftlich nachteiligen Ver-

trag (Anlage K 1) geschlossen hat, einen derartigen Schaden dar, da ihr Vermögen bereits da'

durch - unabhängig von einem messbaren Vermögensnachteil durch einen entstehenden Wert-

verlust - mit einer ungewollten Verbindlichkeit negativ belastet ist.

a)

Die wirtschafgiche Nachteiligkeit des Vertrages für die Klägerin ergibt sich dabei schon daraus,

tlass sie rriulrI das erlialten hat, was ihr nach dem Kaufucrtrag zuatand, nämlich qin technisr:h

einwandfreies, den gesetzlichen Bestimmungen entsprechendes Fahrzeug.

Stattdessen hat die Klägerin einen Vertrag über einen Pkw geschlossen, der zwar formal über ei-

ne erteilte EG-Typgenehmigung verfügte, in den aber gleichzeitig eine unzulässige Abschaltvor-

richtung im Sinne von Art. 5 Abs. 2 S. 1 VO (EG)71512A07 i.V.m. Art. 3 Nr. 10 VO (EG) 715/2007

eingebaut war, die einer Zulassung objektiv entgegenstand.

(1)

b--_
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Die objektiven Zulassungsvorausselzungen in Bezug auf Abschaltvorrichtungen ergeben sich aus

folgenden Normen:

Gemäß Art, 10 Abs, 1 EG-VO 715t2007 erteilt die nationale Zulassungsbehörde die Typgenehmi-

gun$, wenn das betreffende Fahrzeug den Vorschriften der Verordnung und ihrer Durchführungs-

bestimmungen entspricht.

Gemäß g 4 Abs. 4 der Verordnung über die EG-Genehmigung für Kraftfahrzellge und ihre Anhän-

ger sowie für Systeme, Bauteile und selbstständige technische Einheiten für diese Fahrzeuge

(EG*FGV) darf eine EG-Typgenehmigung nur erteilt werden, wenn die erforderlichen Prüfverfah-

ren ordnungsgemäß und mit zufriedenstellenden Ergebnis durchgeführt wurden.

Nach Art. 5 Abs. 1 EG-VO 715n0A7 hat der Hersteller das Fahrzeug so auszurüsten, dass die

Bauteile, die das Emissionsverhalten voraussichtlich beeinflussen, so konstruiert, gefertigt und

montiert sind, dass das Fahzeug unter normalen Betriebsbedingungen dieser Verordnung und

ihren Durchführungsmaßnahmen entspricht.

Gemäß Art. 5 Abs. 2 EG-VO 71512AA7 ist die Venvendung von Abschalteinrichtungen, die die Wir-

kung von Emissionskontrollsystemen verringern, unzulässig. Nach Art. 3 Nr' 10 EG-VO 715120A7

ist eine ,,Abschalteinrichtung" ein Konstruktionsteil, das die Temperatur, die Fahrzeuggeschwin-

digkeit, die Motordrehzahl (UpM), den eingelegten Getriebegang, den Unterdruck im Einlasskrüm-

mer oder sonstige Parameter ermittelt, um die Funktion eines beliebigen Teils des Emissionskon-

trollsystems zu aktivieren, zu verändern, zu verzögern oder zu deaktivieren, wodurch die Wirk-

samkeit des Emissionskontrollsystems unter Bedingungen, die bei normalem Fahrzeugbetrieb

vernünftigenveise zu ervvarten sind, verringert wird.

(2)

Das streitgegenständliche Fahrzeug verfügte nach Auffassung des 6erichts über eine unzulässi-

ge Abschalteinrichtung im derartigen Sinne, so dass die Voraussetzungen für die Erteilung der

EG-Typgenehmigung nicht vorliegen.

Die von den Parteien geschilderte Umschaltlogik - d.h. der Betrieb in zwei verschiedenen Be-

triebsmodi, bei Rückführung von Emissionen aus dem Verbrennungsprozess durch eine Abgas-

rückführung teilweise wieder in den Verbrennungsproze$s hinein - ist Teil eines Emissionskon-

trollsystems im Sinne von Art,3 Nr. 10 EG-VO 71512007. Die Emissionen werden ersichtlich kon-

trolliert und gesteuert: Die Motorsteuerung, die den Prüfzyklus erkennt, schaltet im Modus 0 (regu-

lärer Straßenbetrieb) die Abgasrückführung, die der Kontrolle der Emissionen und der Reduzie-

t .'.-:
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rung des Schadstoffausstoßes dient, ab.

Soweit die Beklagte dies durch eine Unterscheidung zwischen ,,so genannten innermotorisclren

Maßnahmen" und denjenigen der ,,Abgasreinigung im Emissionskontrollsystem" in Zweifel zieht,

,,1ässt sich eine derartige Unterscheidung der Verordnung nicht entnehmen und widerspricht of-

fensichtlich deren Zweck. Die Emissionskontrolle im Sinne der Verordnung ist nicht auf die Ab-

gasreinigung beschränkt. Durch die Rückführung eines Teils der Abgase (Emissionen) in den

Verbrennungsprozes$ im Motor werden die Emissionen kontrolliert, Durch die Fahrzykluserken-

nung wird dieser Teil des Kontrollsystems abgeschaltet. Die Auslegung der Beklagten wider-

spricht auch offensichtlich dem Zweck der Verordnung, wonach das Testverfahren möglichst das

Verhalten des Fahrzeugs unter normalen Betriebsbedingungen widerspiegeln soll. So schreibt

Art.5 Abs. 1 Verordnung (FG) Nr.71512A07 ausdrücklich vor, dass der Herstellerdas Fahrzeug

so auszurüsten hat, dass die Bauteile, die das Emissionsverhalten voraussichtlich beeinflussen,

so konstruiert, gefertigt und montiert sind, dass das Fahrzeug unter normalen Betriebsbedingun-

gen dieserVerordnung und ihren Durchführungsmaßnahmen entspricht. Envägungsgrund 15 der

Verordnung weist auf das Ziel hin, dass die bei den Typgenehmigungsprüfungen gemessenen

Emissionen denen im praktischen Fahrbetrieb entsprechen sollen. Die Motorsteuerung der Be-

klagten knüpft demgegenüber nicht an bestimmte Betriebszustände oder Umweltbedingungen an,

sondern ausschließlich an die Feststellung des NEFZ, zielt also bewusst auf eine Steuerung der

Emissionen für den Ausnahmefall der Genehmigungsprüfung." (so zutreffend LG Stuttgart, Urteil

vom 08.02.2018 - 19 O 68117 = zitiert nach juris;inhaltlich ebenso beispielhaft: LG Krefeld, Urteil

vom 19.07.2071 - 7 O 147116 = zitied nach juris, LG Hildesheim, Urteil vom 17.01 .2A17 -3O

193/16 = zitiert nach juris; LG Offenburg, Urteil vom 12.05.2017 - 6 O 199116 = zitiert nach juris;

LG Düsseldorf - Urteil vom 09.02.2A18 - 7 O 212116 = zitiert nach juris).

b)

Die clurclr clen wirtschaftliclr rrachteiligen Vertrag begründete Verbindlichkeit war für dic Klögcrin

ersichtlich auch ungewollt:

Dies folgt schon daraus, dass bei verständiger Würdigung und unter lebensnaher Betrachtung

kein durchschnittlich informierter und wirtschaftlich vernünftig denkender Kunde ein Fahrzeug mit

dieser Motorsteuerungssoftware enruerben würde, wenn die Beklagte (oder der VerkäufeQ ihn vor

dem Kauf darauf hinweisen würde, dass die Software nicht gesetzeskonform ist und er deshalb

jedenfalls für den Fall der Entdeckung der Manipulation durch das KBA (wenn auch erst in einigen

Jahren) mit Problemen bis hin zum Entzug der Zulassung rechnen muss.
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Ein Durchschnittskäufer kann und muss nicht davon ausgehen, dass die gesetzlich vorgegebe-

nen und im technischen Datenblatt aufgenommenen Abgaswerte nur deshalb eingehalten und

entsprechend attestiert werden, weil eine Software installiert worden ist, die dafür sorgt, dass der

Prüfstandslauf erkannt wird und über eine entsprechende Programmierung der Motorsteuerung in

gesetzlich unzulässiger Weise insbesondere der Stickoxidausstoß reduziert wird.

lnsoweit kann auch zwanglos davon ausgegangen werden, dass die Gesetzmäßigkeit des Fahr-

zeugs schon allein wegen des Einflusses der Manipulation auf die Schadstoffklasseneingruppie-

rung - mit den damit verbundenen steuerlichen und sonstigen Folgen - und die Zulassung des

Fahrzeugs für die Kaufentscheidung immer von Bedeutung ist, ohne dass es auf konkrete Auße-

rungen im Verkaufsgespräch ankäme (so auch LG Arnsberg, Urteilvom 14,06,2017 ^ I O 227116

= zitiert nach juris; LG Kleve, Urteil vom 31.ffi.2}17 - 3 O 252116 = zitiert nach juris).

Bei gehöriger Aufklärung hätte sie vielmehr erkannt, dass sich aus der geschilderten Problematik

die Gefahr der Stilllegung des Fahrzeugs sowie zumindest die Gefahr eines massiven Wertver-

lustes der Kaufsache ergeben und vom Kauf abgesehen (wofür nach Auffassung des LG Duis-

burg, Urteil vom 19.02.2018 - 1 A fi$fi7= zitiert nach juris bereits ein Anscheinsbeweis spricht),

zumal zum Zeitpunkt des Kaufuefiragsschlusses nicht absehbar gewesen wäre, dass die Be-

klagte kurzfristig in der Lage ist, ein Software-Update zu entwickeln, dass tatsächlich die Zulas-

sungsfähigkeit herstellt ohne negative Auswirkungen für das Fahrzeug mit sich zu bringen,

Auch der Käufer eines gebrauchten Fahzeugs erwaftet regelmäßig, dass er sein Fahrzeug dau-

erhaft und uneingeschränkt nutzen kann und er sich nicht zu einem ungewissen Zeitpunkt in der

Zukunft damit konfrontiefi sieht, dass ein Entzug der Zulassung und bei Weiterveräußerung des

Fahrzeugs ein massiver Wertverlust droht,

Objektive Anhaltspunkte dafür, dass dies im konkreten Fall ausnahmsweise anders war - die Klä-

gerin das Fahrzeug mithin auch in Kenntnis der Umschaltlogik zu'den vereinbarten Konditionen

erworben hätte - sind weder vorgetragen, noch ersichtlich. Sie ergeben sich auch nicht daraus,

dass die Klägerin erst Jahre nach Aufspielen des Updates Ansprüche geltend gemacht hat - was

angesichts der zunächst völlig ungeklärten Rechtslage ohne weiteres verständlich ist.

c)

Soweit von Beklagtenseite und teilweise auch in der Rechtsprechung (vgl. LG Köln, Urteil vom

07.10.2016 - 7 A ß8116 LG Ellwangen, Urteil vom 10.06.2016 - 5 O 385/15 LG Braunschweig,

Uüeil vom 19. Mai 2017 - 11 O 4153116 - jeweils zitierlnach juris)dieAuffassungve(retenwird,

t
I
)

lL
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eine Haftung nach $ 826 BGB scheide schon deshalb aus, weil die Verordnung (EG) Nr.

715n047 über die Typgenehmigung von Kraftfahrzeugen, gegen die die Beklagte durch den Ein-

satz der.Software und die Manipulation des Prüfungsverfahrens verstoßen hat, nicht dem Schutz

individueller Vermögensinteressen, sondern gesamtgesellschaftlichen Zielen diene, und deshalb

Vermögensschäden im Zusammenhang mit dem Verstoß der Beklagten nicht unter den $chutz-

bereich des $ B26 BGB fielen, folgt das Gericht dieser'Auffassung nicht.

,,Die Haftutig aus $ 826 BGB hängt nicht davon ab, auf welchem Weg und unter Verstoß gegen

welche gesetzlichen Vorschriften der Schädiger gehandelt hat (vgl. LG Hildesheim, Urteil vom

17.41.2417 - 3 O 139/16; LG Frankfurt (Oder), Urteil vom 17.Q7.2017 - 13 O 174116 - jeweilszi-

tiert nach juris). Es steht auch nicht zu befürchten, dass es andernfalls zu einer Ausuferung der

Haftung kommen würde; Der Schädiger haftet allein für die durch seine sittenwidrige Schädigung

verursachten Vermögensschäden, der Kreis der Ersatzberechtigten wird dadurch eingegrenzt,

dass der Schädiger hinsichtlich der Schädigung mit Vorsatz handeln muss (s.u.) und dadurch

diejenigen Personen, deren Vermögensschäden zu ersetzen sind, von vornherein ausreichend

genau bestimmt werden; erfasst werden im vorliegenden Fall nämlich nur die Enruerber der von

der Manipulation betroffenen Fahrzeuge. lm Übrigen übersieht die vorzitierte Rechtsauffassung,

dass der Beklagten nicht allein ein Verstoß gegen das Genehmigungsverfahren anzulasten ist,

sondern insbesondere, dass sie der Allgemeinheit und den betroffenen Fahrzeugkäufern durch ih-

re öffentlichen Angaben und die - von ihr zu verantwortenden Übereinstimmungsbescheinigungen

- suggeriert, dass die Fahrzeuge bestimmte technische Eigenarten aufweisen, die tatsächlich

nicht gegeben sind, Ein Schadensersatzanspruch aus $ 826 BGB hängt schließlich auch nicht

davon ab, ob der Käufer seinen Vermögensschaden von einer anderen Person ersetzt verlangen

kann, Das Bestehen von kaufrechtlichen Ansprüchen gegen den Verkäufer schließt deliktische

Ansprüche gegen einen Dritten nämlich keinesfalls aus," (so zutreffend LG Duisburg, Urteiivom

'19.02.208 - 1 O 178117 = zitiert nach juris; sowie inhaltlich ebenso LG Hildesheim, Urteilvom

17.U.2A17 - 3 O 139/16 LG Frankfurl (Oder), Urteil vom 17.A7.2Q17 - 13 O 174116 - jeweils zitiert

nach juris).

Der Schaden der Klägerin beruht auch auf einem Verhalten der Beklagten

Diese hat das streitgegenständliche Fahrzeug, insbesondere den Motor mit Abschalteinrichtung

produziert, sich durch das Vorspiegeln scheinbar zulässiger Emissionswerte gegenüber dem

lt.
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KBA die EG-Typgenehmigung erschlichen und das Fahrzeug schließlich - im konkreten Fall mit-

tels selbständigem Verkäufer - so vertreiben lassen, dass es in den Verkehr gelangt.

Dieses Verhalten war für den Schadenseintritt (Eingehung des wirtschaftlich nachteiligen und un-

gewollten Vertrages) auch unter Berücksichtigung des Schutzzwecks der Norm adäquat kausal'

wobei hier dahinstehen kann, wie dies im Fall eines Gebrauchtwagenkaufs zu bewerten ist (zu

letzterem insb. LG Stuttgart, Urteil vom 08.02.2018 - 1g O 68117 = zitiert nach juris).

il.

Das Verhalten der Beklagten ist als sittenwidrig zu qualifizieren

I

Ein Verhalten ist sittenwidrig, wenn es gegen das Anstandsgefühl aller billig und gerecht Denken-

den verstößt (st. Rspr. seit RGZ 48, 114,124).ln diese rechtliche Beurteilung ist einzubeziehen,

ob die Handlung nach seinem aus der Zusammenfassung von lnhalt, Beweggrund und Zweck zu

entnehmenden Gesamtcharakter mit den guten Sitten nicht zu vereinbaren ist (vgl. BGH, Urteil

vom 06.05.1999 - Vll ZR132lg7, BGHZ 141,357,361 Urteilvom 19.07.2004 - ll ZR4AZl02, BGHZ

160, 149, 157; Urteil vom 03.12.2013 - Xl ZR 295112, WM 2014, 71, Rn. 23 m' w' N.). Für die An-

nahme einer Sittenwidrigkeit genügt es im Allgemeinen nicht, dass der Handelnde vertragliche

Pflichten oder das Gesetz verletzt oder bei einem anderen einen Vermögensschaden hervorruft

(vgt. BGH, Urteil vom 15JA.2013 - Vl ZR 124112, NJW 2014, 1380, Rn.8 m. w, N.). Ein Unterlas-

sen verletzt die guten Sitten nur dann, wenn das geforderte Tun einem sittlichen Gebot entspricht'

Hierfür reicht die Nichterfüllung einer allgemeinen Rechtspflicht, aber auch einer vertraglichen

Pflicht nicht aus. Es müssen besondere Umstände hinzutreten, die das schädigende Verhalten

wegen seines Zwecks oder wegen des angewandten Mittels oder mit Rücksicht auf die dabei ge-

zeigte Gesinnung nach den Maßstäben der allgemeinen Geschäftsmoral llnd des als "anständig"

Geltenden verwerllich machen (vgl. BGH, Urteilvortt 19.10.2010 - Vl ZR 124109, WM 2010, 2250,

Rn. l2Urteil vom 20.11.2A12-Vl ZR268111,WM2012,2377,Rn.25jeweilsm'w.N')'Dabei

kann es auf Kenntnisse, Absichten und Beweggründe des Handelnden ankommen, die die Be-

wertung seines Verhaltens als veruuerflich rechtfertigen, Sie kann sich auch aus einer bewussten

Täuschung ergeben (BGH, Urteilvom 28, Juni 2016 - VIZR 536/15 -, Rn. 16, juris). Bezüglich des

Anstandsgefühls aller billig und gerecht Denkenden kommt es wesentlich auf die berechtigten

Verhaltenserwartungen im Verkehran (Staudinger/Oechsler BGB [2014]S 826, Rn.31)'
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Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze - denen das Gericht folgt - ist das Verhalten der Be-

klagten als sittenwidrig zu qualifizieren:

Die berechtigten Verkehrsenvartungen gehen dahin, dass ein Autohersteller sich gewissenhaft an

die Regeln hält, denen er im Rahmen des Zulassungsverfahrens unterliegt, und er sich nicht

durch falsche Angaben zu wichtigen zulassungsrelevanten Eigenschaften eine Typgenehmigung

erschleicht. Dabei wird eine sehr hohe Sorgfalt erwartet, weil das Handeln von einer großen Trag-

weite sowohl für die Mobilität als auch das Vermögen der einzelnen (zigtausend bis Millionen)

Kunden, als auch für die Umwelt (bei in großer Stückzahl produzierten Fahrzeugen hohen Aus-

wirkungen auf die Umweltbelastung und damit wiederum für die Gesundheit der Allgemeinheit) ist

und Verstöße zu hohen Schäden führen können. ,,Den europäischen Normen entsprechend er-

wartet der Verbraucher objektive und genaue, und somit wahrheitsgemäße lnformationen. Ver-

brauchs- und Emissionswerte haben allgemein eine hohe Bedeutung bei den Anschaffungsent-

scheidungen. Die allgemeine Verkehrsennrartung geht auch dahin, dass sich ein Hersteller nicht

durch falsche Angaben oder durch Manipulationen im Rahmen des Prüfverfahrens mit nicht ver-

gleichbaren Werten Wettbewerbsvorteile verschafft. An die Redlichkeit werden besonders hohe

Erwartungen gestellt, da der Verbraucher auf die Richtigkeit der Angaben durch den Hersteller an-

gewiesen ist, weil er zu einer eigenen Überprüfung nicht in der Lage ist.

Gegen diese berechtigte Verkehrsenvartung hat die Beklagte in einem erheblichen Maße versto-

ßen. Die lnstallation einer Abschalteinrichtung widersprach offensichtlich den Vorgaben der Ver-

ordnung (EG) Nr. 715120A7. Ein Fahr- und Emissionsverhalten, das durch eine spezielleSteue-

rungssoflware allein auf das Prüfuerfahren abgestimmt war und somit - wie die Beklagte selbst

vorträgt - keine Rückschlüsse auf die tatsächlichen Eigenschaften im Normalbetrieb erlaubt, wi-

dersprach dem erkennbaren Zweck der Vorschrift und erfüllte die Zulassungsvoraussetzungen

nicht. Unstreitig wurde die Beklagte durch den Hersteller der Software, die Firma Bosch, vor dem

gesetzeswidrigen Einsatz der $oftware gewarnt. Das Handeln entgegen dieser Warnung ver-

stärkt das Unwerturteil.

Bei der Beurteilung der Venryerflichkeit des Handelns ist der hohe Schaden, den die Beklagte ver-

ursacht hat, sowie das hohe Risiko für die zahlreichen Fahrzeugkäufer zu berücksichtigen, das

die Beklagte in Kauf genommen hal. Der Beklagten war bewusst, dass sie die Anforderungen der

Abgasnormen nicht ohne die unzulässige Abschalteinrichtung erfüllen konnte. Dies folgt bereits

aus der lnstallation der Software, die speziell eine Motorsteuerung für den Prüfzyklus vorsah, und
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somit für die prüfung nicht geeignete Emissionswerte erzeugte. Als Automobilhersteller war ihr

weiter bekannt, dass sie keine rechtsbeständige EG-Typgenehmigung durch eine Täuschung im

prüfverJahren erhalten kann und somit die Gefahr des Widerrufs der EG-Typgenehnrigung und

der Allgemeinen Betriebserlaubnis für die Fahrzeuge bestand. Der dadurch drohende Schaden

war angesichts der hohen $tuckzahl der produzierten Motoren enorm, Die lnkauflrahme eines

derartigen Schadens zum Zwecke des Gewinnstrebens enthält ein hohes Maß an Skrupellosig-

keit. Gleichzeitig hat sich die Beklagte gegenüber ihren Mitbewerbern, die auf ordnungsgemäße

Weise die Einhaltung der Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 71512AA7 nachgewiesen ha-

ben, einen unerlaubten Wettbewerbsvorteil verschafft. Sie hat sich die Kosten der Entwicklung ei-

ner Technik gespart, die den Anforderungen der Vorschriften gerecht geworden wäre (so zutref-

fend LG stuttgart, urteilvom 08.02.2018 - 19 O 68117 = zitiert nach juris),

Die daraus zu entnehmende Gesinnung, aus Gewinnstreben massenhaft die Käufer der so pro-

duzierten Autos bei ihrer Kau{entscheidung zu täuschen, die Wettbewerber zu benachteiligen und

die Umwelt so zu schädigen, dass Gesr-rndheitsgefahren [für die Allgemeinheit] drohen, weil die

Schadstoffwerte (NOx) erhöht werden, lässt das Verhalten insgesamt als sittenwidrtg erscheinen.

Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass es sich bei der Anschaffung eines Fahrzeugs

für einen Verbraucher in der Regel um eine wirtschaftliche Entscheidung von erlreblichem Ge-

wicht handelt und ein Verbraucher als technischer Laie die Manipulation nicht erkennen kann' Die

Beklagte hat die Ahnungslosigkeit des Verbrauchers bewusst zu ihrem Vorteil ausgenutzt, was

eine besonders verwerfliche Vorgehensweise darstellt. Mit der Motorsteuerungssoftware wurde

mit erhelrlichem Aufwand ein System zur planmäßigen Verschleierung gegenüber Behörden und

Verbrauchern geschaffen, um den Umsatz und Gewinn durch die bewusste Täuschung zu stei-

gern (so zutreffend LG Krefeld, Urteil vom 28.A2.2A18- 7 O 10117 = zitiert nach juris m. w' Nach-

weisen),

Die subjektive Kenntnis der die $ittenwidrigkeit begründenden Umstände war bei den handelnden

Personen unzweifelhaft gegeben.

Die Beklagte hat dabei auch vorsätzlich gehandelt, wobei sie sich das Wissen und Verhalten ihrer

Repräsentanten zurechnen lassen muss.

Die schädigende Handlung ist der Beklagten nach $ 31 BGB (analog)zuzurechnen
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a)

Die Haftung einer juristischen Person setzt voraus, dass ein verfassungsmäßig l:erufener Vertre-

ter im Sinne des g 31 BGB den objektiven und subjektiven Tatbestand des $ 826 BGB venruirklichi

(BGH, Urteil vom 28.06.2016 - Vl ZR 536/16 = zitied nach juris).

Darüber hinaus wird der Anwendungsbereich des $ 31 BGB bei Organisationsmängeln erweitert

(Palandt - Ellenberger, BGB - Kommentar,77. Atifl.201B, $ 31 Rn.7), denn juristische Personen

sind verpflichtet, den Gesamtbereich ihrer Tätigkeit so zu organisieren, dass für alle wichtigen

Aufgabengebiete ein verfassungsmäßiger Vedreter zuständig ist, der die wesentlichen Entschei-

dungen selbst triift. Entspricht die Organisation diesen Anforderungen nicht, muss sich die juristi-

sche Person so behandeln lassen, als wäre der tatsächlich eingesetzte Verrichtungsgehilfe ein

verfassungsmäßiger Vertreter (vgl. BGH, Urteil vom 08.07.1980 - Vl ZR 158/78 = NJW 1980,

2810|.

b)

Hier hat die Beklagte jedenfalls entgegen der sie treffenden sekundären Darlegungslast nichi dar-

gelegt, dass sie den Organisationsanforderungen gerecht geworden ist.

Bei dem Einbau einer manipulierten Motorsteuerungssoftware - die zudem noch von einem Dritt-

unternehmen entwickelt wird - handeli es sich offensichtlich nicht um das Augenblicksversagen

eines einzelnen Mitarbeiters, sondern um eine wesentliche strategische Entscheidung mit enor-

mer wirtschaftlicher Bedeutung - wie insbesondere ciie finanziellen Folgen des Abgasskandals

zeigen - und Risiken, bei der millionenfach in den Motor (das ,,Herzstück" des Fahrzeuges)einge-

griffen wird.

Selbst wenn - wie die Beklagte vorträgt (zur Frage einer direkten Zurechnung unter einer sekun-

qlären Uarlegr.rngslast rler Beklagten insoweit etwa LG Düsseldorf, Urteil vom 09.02'2018 - 7 O

212116 = zitiert nach juris; LG Stuttgart, Urteilvom 08.02.20'18 = zitiert nach juris; LG Bonn, Urteil

vom 07.03.2018 - 19 O 327117 = zitierl nach juris) - kein Vorstandsmitglied Kenntnis von dieser

Entscheidung hatte, sondern diese weitreichende Entscheidung iatsächlich von Mitarbeitern un-

terhalb der Vorstandsebene auf nachgeordneter Arbeitsebene getroffen worden sein sollte, läge

insoweit offenbar ein massives Organisationsdefizit vor, so dass sich die Beklagte so behandeln

lassen muss, als wären. die handelnden Mitarbeiter ihre verfassungsmäßigen Vertreter (so auch

LG Essen, Urteil vorn 28.08,2A17 - 4 O 114117 = zitiert nach juris; LG Düsseldor-f, Urteil vom

09.02.2018 -7 A 212t16 = zitiert nach juris).
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Die der Beklagten zuzurechnende Handlung war auch vorsätzlich, da die handelnden Personen

jedenfalls Art und Richtung des $chadens (massenhafter Abschluss von Kaufverträgen über

Fahrieuge, deren EG-Typgenehmigung erschlichen war) und die $chadensfolgen (Begehr auf

Rückgängigmachung des Kaufuertrages) vorausgesehen und zumindest billigend in Kauf genom-

men haben.

Der Anspruch der Klägerin ist nicht verjährt.

Für den deliktischen Anspruch nach $ 826 BGB gilt die regelmäßige Verjährungsfrist des $ 195

BGB von 3 Jahren. Die regelmäßige Verjährungsfrist beginnt, soweit nicht ein anderer Verjäh-

rungsbeginn bestimmt ist, mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist utrd

der Gläubiger von den den Anspruch begründenden Urnständen und der Person des Schuldners

Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen musste, $ 199 Abs. 1 BGB. Die Verjäh-

rungsfrist begann hier - unabhängig von den lnformationsmöglichkeiten der Klägerin über die indi-

viduelle Betroffenheit ihres Fahrzeugs und eine daraus abzuleitende grob fahrlässige Unkenntnis

von den anspruchsbegründenden Tatsachen - jedenfalls deshalb nicht im Jahre 20'15, weil die

Rechtslage im sog. ,,VW - Abgasskandal" insgesanrt als besonders unübersichtlich und verwi-

ckelt anzusehen ist, so dass die sich daraus ergebenden rechtlichen Zweifeljedenfalls im Jahre

2015 die Klageerhebung unzumutbar machten und den Verjährungsbeginn ausschlossen (vgl. zu

diesem Ausnahmetatbestand insb. Palandt - Fllenberger, BGB - Kommentar, 78. Aufl. 2019, $

199 Rn. 27).

lnsoweit ist darauf abzustellen, dass die Bewertung des Verhaltens der Beklagten in einer Viel-

zahl der oben ersichtlichen rechtlicher Einzelpunkte des Anspruchs nach $ 826 BGB (Bestehen

eines Schadens trotz Weiternutzungsmöglichkeit, Vorliegen einer unzulässigen Abschalteinrich-

tung - Bindungswirkung des Bescheids des KBA, Schutzzweck der Norm, Sittenwidrigkeit des

Handelns der Beklagten, Vorsatz aufgrund Organisationsverschuldens, Auswirkungen des Soft-

wareupdates auf die Schadenshöhe) bis heute auch obergerichtlich noch nicht abschließend ge-

klärt sind und deshalb im Jahre 2015 auch ein rechtskundiger Dritterdie Rechtslage nichtzuver-

lässig einschätzen konnte.

Eine Klageerhebung war der Klägerin somit jedenfalls nicht vor dem Jahr 2016 zumutbar, wes-

wegen die Verjährung frühestens mit Ablauf des Jahres 2019 eingetreten wäre. Durch die Klage-



42 0 308t19

VI

1

2

3

- Seite 17 -

erhebung in hiesigem VerJahren wurde die Verjährung jedoch gehemmt, $ 204 Abs. 1 Nr, 1 BGB.

Als Rechtsfolge kann die Klägerin $chadensersatz nach $ 249 Abs. 1 BGB fordern - sie hat mit-

hin Anspruch darauf, so gestellt zu werden, als ob das schädigende Ereignis nicht eingetreten

wäre.

Nachdem davon auszugehen ist, dass die Klägerin bei Kenntnis des Sachverhalts und der damit

verbundenen Risiken für den Fortbestand der Betriebserlaubnis einerseits und des Wertes des

Fahrzeugs andererseits den Kaufvertrag über den streitgegenständlichen Pkw nicht geschlossen

hätte und damit der Schaden bereits bei Eingehung des Vertrages bzw. mit Vertragsschluss ent-

standen ist, ist sie so zu stellen, als hätte sie den Vertrag nicht geschlossen"

Sie hat folglich Anspruch auf Zahlung des unstreitigen Kaufpreises in Höhe von 27.480,-- €. muss

jedoch gleichzeitig im Wege des Vorteilsausgleichs das streitgegbnständliche Fahrzeug an die

Beklagte herausgeben und übereignen (dem ist in Form einer Zug um Zug Verurteilung Rechnung

zu tragen)sowie sich die gezogenen Nutzungen anrechnen lassen.

Dass ein in Abstimmung mit dem KBA entwickeltes Sofiware-Update aufgespielt wurde, ist für

die Schadensbeurteilung ohne Relevanz. Der Geschädigte muss sich vom $chädiger nicht das

Festhalten an dem Vertrag aufdrängen lassen, zumal die (etwaig nachteiligen) Folgen des Soft-

ware-Updates möglicherweise erst nach einem längeren Dauerbetrieb auftreten und nur mittels

kostspieligen Sachverständigengutachtens geklärt werden können (so auch LG Stuttgart, Urteil

vom 48.42.2018, 19 O 6B/17 = zitiert nach juris).

Die Höhe des Nutzungsvorteils berechnet sich auf Grundlage der Formel Bruttokaufpreis x gefah-

rene km / Gesamtlaufleistung.

Hierbei geht das Gericht nach $ 287 ZPO von einer Gesamtlaufleistung von 300.000 km aus, was

bei einem neueren Dieselfahrzeug durchaus realistisch erscheint (so etwa auch LG Duisburg. Ur-

teil vom 19.02^24ß - 1 O 178117 = zitiert nach juris; LG Frankfurt (Oder) , Urteit vom fi.AT.2At7 -

13 A 174116 = zitiert nach juris; LG Krefeld, Urteil vom n.A7.2017 - 7 O 159/16 = zitiert nach ju-
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Die tatsächlich gefahrenen Kilometer bis zqm Schluss der mündlichen Verhandlung entnimnri

das Gericht den unstreitigen Angaben der Klägerin - die insgesamt eine Laufleistung von 87'960

km angegeben und nachgewiesen hat.

Digs ergtbt e!n9 Nulzungsentschädigung von 8.73516-0 _€, die mit dem Kaufpreis ' ohne dass es

giner Gestaltungserklärung gder.Einrede des Schädigers bedarf (vgl. BGH, NJW 2015, 3160)- zu

verrechnen ist.

Nachdem die Nutzung während der gesamten Besitzzeit der Klägerin - trotz der Umschaltlogik -

nicht beeinträchtigt war, kann aus dem bloßen Umstand der Mangelhaftigkeit nicht abgeleitet wer-

den, dass Nutzungsentschädigung nicht geschuldet ist (so auch LG Hamburg, Urteil vom

18.0S.2018 - 308 O 308117 = zitiert nach juris). Soweit das LG Augsburg (Az.: 021 O 4310/16) ei-

ner Klage ohne Anrechnung von Nutzungsentschädigung stattgegeben hat, weildies dem Gedan-

ken des Schadensersatzes nach sittenwidriger Schädigung widerspräche, teilt das Gericht diese

Auffassung nicht. Die Schadensberechnung im Falle sittenwidriger Schädigung richtet sich eben-

falls nach den in SS 249 ff. BGB verankerten Grundsätzen und nicht nach Sonderregeln.

lnsgesamt grgibt slch danach ein Zghlungsans-prucfi von 18.744,40 €, der Zug um Zug gegen

!lepaoe und Ubereignung des streitgegenständlichen Fahrzeugs zu erfüllen$s!rt.l.rriiit 
f.,.11;;1.,i;11r1,::^i

gi:i-ili.:ii [-Jl:.;i';i rliI:;l; rir:3
Vl' Letrrli';c;ii;i'lt:l l:iit:rl1ti:;!1

u,,,'''1.,,'..,lli:t'i..21120'..
Der Zinsanspruch folgt aus $$ 286, 288, 291 BGB. Nachdem die Nutzung während der gesamten

Besitzzeit der Klägerin - trotz der Umschaltlogik - nicht beeinträchtigt war, besteht fLir einen Zins-

anspruch aus $$ 849, 246 BGB kein Raum

vil

Der Klägerin steht weiter ein Anspruch auf Freistellung von vorgerichtlichen Rechtsanwaltskosten

zu ($S 826,249 Abs, 1 BGB).

Die erforderlichen Rechtsanwaltskosten sich der Höhe nach aus einer 1,3 Geschäftsge-

bühr und einem berechtigten Gege nstandswert von 18"744,40 € zzgl- Auslagenpauschale und

MWSI. wie folgt:

Rerir:l riilit 3, vr-'i!:r'tiidcln

ctctrtilis Elr:r'r'i 'i: 
l'ri i1r:3

Lar r,:irir,ii,{iiya;i,l,in:ts
volll ..

1,3 Geschäftsgebühr 904,80 €
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Auslagenpauschale 20,00 €

MWSI. 19%

GESAMT 1 .100,51 €

Eine über eine 1,3 Geschäftsgebühr hinausgehende Gebühr darf die Klägerin nicht für erforderlich

halten. Es handelt sich vorliegend sowohl hinsichtlich des Umfangs als auch hinsichtlich des

rechtlichen Schwierigkeitsgrades nicht um einen überdurchschnittlichen Fall. Die diskutierten

Rechtsfragen sind Gegenstand unzähliger Rechtsstreitigkeiten und Gedchtsentscheidungen, die

Beteiligten venvenden standardisierte Schreiben und Textbausteine formularmäßig in einer Viel-

zahlvon Fällen.

Die Zinsforderung folgt aus $$ 286, 288 Abs. 1, 291 BGB

Der Antrag der Klägerin auf Feststellung des Annahmeverzuges war indes abzuweisen (S 256

Abs. 1, 293 f. BGB).

lm vorprozessualen Schreiben vom 13.09.2019 wurden neben dem um eine Nutzungsentschädi-

gung verminderten Kaufpreis auch Zinsen in Höhe von 4 % aus dem Kaufpreis seit dessen Zah-

lung begehrt, so dass die Forderung in nicht unerheblichem Maße überhöht war.

Eine solche Zuvielforderung hindert indes den Eintritt des Annahmeverzuges, weil die potentiell

weit reichenden Folgen des Annahmeverzuges ($$ 300 ff. BGB)dem Gläubiger billigenrueise nicht

aufgebürdet werden können, wenn sich der Schuldner zur Herausgabe selbst gegen Erhalt der

ihm seinerseits zustehenden Leistung nicht bereit erklärt (vgl. insbesondere LG Kiel, Urteil vom

18.05.2018 - n A 371117 = zitiert nach juris mit umfangreichen Rechtsprechungsnachweisen;

LG Köln, Urteil vom 26.02.2018 - 1g O 109117 = zitiert nach juris).

Die Kostenentscheidung folgt aus $S 91,92 Abs. l ZPQ und den Anteilenam

!grligoe,n.

E.

Der Ausspruch über die vorläufige Vollstreckbarkeit folgt aus S 709 S. 1,2 ZPA

F.

D"
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Der Streitwert ergibt sich aus folgenden Ansätzen:

- Antrag zu 1) 21.624,00 €.

- Anhag zu 2)

- Antrag zu 3)

GE$AMT:

gez

0,00 € (vgl. BGH, Beschluss vom 20,06.2017 - XIZR 109/12)

0,00€($4zPO)

21.624,AA €

Verkündet am 17 .03.2020

gez

'ü
Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle

Vorstehende, mit der Urschrift überein-
stimmende Ausfertigung wird d. Klagepar-
tei zum Zwecke der Zwangsvollstreckung
erteilt.
Vorstehendes Urteil ist d. Beklagtenpar-
teiam 23,ß,2AZA von Amts wegen zuge-
stellt worden.

06.07"e020

Urk*nd3öeamtin der Geschäftsstelle



- Klägerin -

gegen

Beglaubigte Abschrift

Landgericht Bamberg

Az.: 42 O 308119

ln dem Rechtsstreit

Prozessbevo I I rnächtlgte I

Rechtsanwälte Winkler Werthmann Riegler in Partnerschaft mbB, Herzog-Max-$traße 14,
96047 Bamberg, Gz.: 41 Bl1 9RW02

Volkswagen AG, vertreten durch den Vorstand, dieser vertreten durch den Vorsitzenden Her-
bert Diess, Berliner,Ring 2, 38440 Wolfsburg
- Beklagte

Prozpsshpvol lmächti g te:

sen, Gz.: K12A19114189

wegen $chadensersatz

erlässt das Landgericht Bamberg - 4. Zivilkammer - durch den Richter am Landgericht

als Einzelrichter am 22.A4.2A20 folgenden

Beschluss

' Das Endurteildes Landgerichts Bamberg - 4. Zivilkammer - vom 17.03.2020 wird

im Tenor wie folgt berichtigt:

1, Die Beklagte wird verurteilt, an die Klagepartei 21.058,40 € nebst Zinsen hieraus in Höhe von 5

Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 28.09.2019 zu z6hlen, Zug um Zug gegen

Rückgabe und Übereignung des Fahrzeugs VW Passat mit der Fahrzeugidentifikationsnummer

'"
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2. Die Beklagte wird weiter verurteilt, an die Klagepartei die Kosten der außergerichtlichen

Rechtsverfolgung in Höhe von 1.171,67 € nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten überdem

jeweiligen Basiszinssatz seit 28.09.2019 zu zahlen.

(,..)

4. Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen,

ln den Entscheidungsgründen auf $eite 18/19 wie folgt berichtigt:

,,Dies ergibt eine NuEungsentschädigung von 6,421,60 €, die mit dem Kaufpreis - ohne dass es

einer Gestaltungserklärung oder Einrede des Schädigers bedarf (vgl" BGH, NJW 2015, 3160) - zu

verrechnen ist,

(...)

lnsgesamt ergibt sich danach ein Zahlungsanspruch von 21.058,40 €, der Zug um Zug gegen

Übergabe und Übereignung des streitgegenständlichen Fahrzeugs zu erfüllen ist,

t,, .)

Die erforderlichen Rechtsanwaltskosten ergeben sich der Höha nach aus einer 1,3 Geschäftsge-

bühr und einem berechtigten Gegenstandswert von 21.058,40 € zzgl Auslagenpauschale und

MWSI. wie folgt:

1,3 Geschäftsgebühr 904,60 €

Auslagenpauschale 20,00 €

MWSr. 19%

GESAMT: 1.171,67 €

("..)

Die Kostenentscheidung folgt aus $$ 91, 92 Abs. 2 Nr. 1 ZPO."
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Gründe:

ein offensichtlicher Rechenfehler vor, $ 319 ZPO.

Berechnung der Nutzungsentschädigung erfolgte ein Rechenfehler, da versehentlioh die

gefahrenen 87,960 km in die Rechenformel eingesetzt wurden. Zutreffend ist eine Nut-

ng in Höhe von 6421,60 € anzusetzen, die weiteren Berichtigungen stellen Fol-

am Landgericht

Für die der Abschrift

,06.07.2029

Urkuf{dbeamtin der Geschäftsstelle


